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Der Krieg des revolutionären Frankreich gegen Europa


1789 nach dem Ausbruch der französischen Revolution schien diese sich nicht zu einer europäischen Krise und gar einem europäischen Krieg auszuweiten. Der Krieg Russlands und Österreichs gegen das osmanische Reich und der innerdeutsche Dualismus1 zwischen der Donaumonarchie und Preußen bestimmten das Interesse an den europäischen Höfen. Mit der Reichenbacher Konvention vom 27. Juli 1790 verständigten sich Preußen und Österreich jedoch vor dem Hintergrund der Revolution in Frankreich, ihre Meinungsverschiedenheiten und Streitpunkte ruhen zu lassen. Damit kam zunächst der Dualismus im Heiligen Römischen Reich zur Ruhe.2 Kaiser Leopold II. von Österreich hatte nun die nötige Handlungsfreiheit in Ungarn und in den österreichischen Niederlanden, wo Unruhen und Aufstände die Aufmerksamkeit Wiens erforderten. Preußens Interessen galten dem Osten und waren Polen zugewandt. Auch Frankreich, das mit den Umwälzungen im eigenen Land genug zu tun hatte, hatte erklärt, auf Eroberungskriege verzichten zu wollen und sich niemals gegen die Freiheit anderer Völker wenden zu wollen.


Aber schon zu Beginn der Revolution bot sich neuer Konfliktstoff im Elsass. Hier besaßen deutsche Reichsstände landesherrliche Rechte und waren deshalb unmittelbar von der auch für das gesamte Elsass geltenden Abschaffung der Privilegien in Frankreich betroffen. Die betroffenen Reichsstände forderten Maßnahmen vom Reich gegen diese Übergriffe aus Paris. Auf der anderen Seite missfiel den Franzosen die Aufnahme der Emigranten im Rhein-Mosel-Gebiet sehr, die unter der Führung der Brüder des französischen Königs bestrebt waren, eine Armee gegen das revolutionäre Frankreich aufzustellen. Doch Kaiser Leopold II. zeigte zunächst keinerlei Bereitschaft zur Unterstützung der Emigranten, obwohl die französische Königin Marie-Antoinette seine Schwester war.


Am 22. Juni 1791 scheiterte ein Fluchtversuch der königlichen Familie, und Ludwig XVI. wurde unter strenger Bewachung von Nationalgardisten nach Paris zurückgeführt. Ludwigs Ziel war die Festung Montmédy, wenige Kilometer von der Grenze zu den österreichischen Niederlanden entfernt. Hier wollte er eine Verbindung mit der österreichischen Armee herzustellen, um dann mit dieser zusammen nach Paris zurückzukehren.3


Die Reaktion der deutschen Mächte auf die Gefangennahme ihres königlichen Vetters ließ nicht lange auf sich warten. In einem Rundschreiben von Padua vom 6. Juli 1791 forderte Kaiser Leopold die Höfe Europas auf, eine gemeinsame Erklärung zur Rettung des Königs von Frankreich abzugeben. Die Solidarität der Fürsten Europas war aber nicht stark genug. So gelang es Leopold lediglich, ein Abkommen mit Preußen zu schließen, in dem man sich am 25. Juli 1791 für ein gemeinsames Auftreten gegenüber der Revolution verabredete. Am 27. August trafen sich die beiden deutschen Monarchen Leopold und Friedrich Wilhelm im sächsischen Pillnitz, wo sie eine Erklärung unterzeichneten, in der gefordert wurde, die Monarchie in Frankreich in ihrer alten, absoluten Machtposition wiederherzustellen, unter Ankündigung militärischer Maßnahmen. Bedingung war jedoch, dass die übrigen Mächte ebenfalls bereit waren, sich an diesem Vorgehen gegen Frankreich zu beteiligen, da die aktuelle Situation des Königs von Frankreich Gegenstand eines gemeinschaftlichen Interesses aller europäischen Herrscher sei. Der Kaiser des Heiligen Römischen Reiches und der König von Preußen seien entschlossen umgehend zu handeln und ihren Truppen die entsprechenden Befehle zu erteilen, um sich in Bereitschaft zu setzen. In Paris lösten das Rundschreiben von Padua und die Pillnitzer Deklaration Empörung aus. Beide Schriften betrachtete man als unzulässige Einmischung in die Politik Frankreichs, zumal diese Vorgehensweise der beiden Monarchen von den französischen Emigranten gefördert und forciert wurde.4 So schrieb der Graf von Artois, zwei Tage nach der Erklärung an Kaiser Leopold:


Aber, Sire, es ist Ihrer Seele würdig Ihr Werk zu vollenden und, zu aufrichtig um irgendetwas zu verschleiern, muss ich Eurer Majestät wiederholen, dass der König und das Königtum Frankreich ohne Mittel sind, wenn nicht den Worten umgehend Taten folgen, wenn Eure Majestät nur einen Augenblick verliert, um Ihren Truppen die vorbereitenden Befehle zu erteilen […].5
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Weitsichtig sah Friedrich Karl Joseph Freiherr von Erthal, Erzbischof und Kurfürst von Mainz, die Notwendigkeit eines aktiven Vorgehens gegen das revolutionäre Frankreich und schrieb am 29. August an Graf Kaunitz, den österreichischen Staatskanzler:


Ich wünsche nunmehr sehnlichst, dass zu Pillnitz solche Maßregeln verabredet worden sein mögen, welche im Stand sind, dem so sehr gefährlichen französischen Unwesen ein ebenso ernstliches als schleuniges Ende zu machen. Die baldmöglichste Erscheinung k. k. Truppen in den vorderen Reichslanden dürfte umso zweckmäßiger sein als alle Nachrichten dahin übereinstimmen, dass noch jetzt unter dem französischen Heere unglaubliche Licenz6 und Unordnung herrsche […], mithin alle Umstände einen sehr schnellen Sieg versprechen, wo im Gegentheil bei längerem Verzuge gleichwohl zu befürchten stünde, dass die Assemblee nationale, sobald sie gewiss ist, von den Mächten angegriffen zu werden, den ganz natürlichen Entschluss fassen möchte, diesem Angriff zuvorzukommen und die rheinischen Länder zu überfallen, […].7


Vorerst aber war das Eingreifen der europäischen Mächte in Frankreich hinfällig geworden, da König Ludwig XVI. im September 1791 der von der Nationalversammlung ausgearbeiteten Verfassung einer konstitutionellen Monarchie seine Zustimmung gab.8


Am 3. September 1791 trat die neue Verfassung in Kraft. In der neuen Legislative in Paris forderten die Girondisten9 ein energisches Vorgehen gegen die Emigranten und deutliche Erwiderungen gegen die Erklärungen der europäischen Mächte.


Der Kurfürst von Trier wurde am 29. November 1791 von Paris aufgefordert, die Ansammlung von Emigranten in seinem Land aufzulösen, was Kaiser Leopold in einer Note vom 21. Dezember 1791 zwar unterstützte, aber in derselben Note verbat er sich jede Aktion seitens der Franzosen gegen das Reichsgebiet. Paris gab aber keine Ruhe. Am 25. Januar 1792 forderte die neue Regierung in Paris den Kaiser auf, sich jeglicher Einmischung in innerfranzösiche Angelegenheiten zu enthalten und warf dem Kaiser vor, den französisch-österreichischen Vertrag vom 1. Mai 1756 verletzt zu haben. Dieser Vorwurf bezog sich in erster Linie auf die Pillnitzer Erklärung.10 Darauf wurde am 7. Februar 1792 ein österreichisch-preußischer Freundschafts- und Schutzvertrag geschlossen. Am 1. März 1792 starb unerwartet Kaiser Leopold II. nach nur zwei Regierungsjahren, Nachfolger wurde sein Sohn Franz II.


In Paris gelangten die Girondisten an die Regierung und beschlossen den Krieg, auch um von den innenpolitischen Schwierigkeiten in Frankreich abzulenken. Die Kriegserklärung erfolgte am 20. April 1792 gegen Franz II., mit der Titulierung als König von Ungarn und Böhmen, da er zu dem Zeitpunkt noch nicht zum Kaiser des Heiligen Römischen Reichs gekrönt worden war.11 Ludwig XVI. von Frankreich hatte die Kriegserklärung unterzeichnet in der Hoffnung, dass Österreich siegreich aus diesem Konflikt hervorginge und ein Erfolg der Verbündeten ihm seine alte Macht wiederbrächte und die Revolution beendigte.12 Überrascht war man deshalb in Paris, als man vom österreichischpreußischen Bündnis erfuhr, da seit den Kriegen Friedrichs II. Österreich und Preußen stets Gegner waren.


Ein knappes Jahr später im Februar und März 1793 vervollständigte sich die erste Koalition gegen das revolutionäre Frankreich durch den Kriegseintritt Englands, des Kirchenstaats, der italienischen Staaten Parma, Modena, Sardinien (Savoyen-Piemont), Neapel-Sizilien, Toskana, der Vereinigten Niederlande, des Heiligen Römischen Reiches13 und Spaniens. Diese Erweiterung der Koalition war die unmittelbare Reaktion auf die Hinrichtung Ludwigs XVI. am 21. Januar 1793. Im September 1795 trat auch Russland der Koalition bei.14 Preußen erklärte sich nach der Kriegserklärung gemäß dem Vertrag vom 7. Februar solidarisch mit Österreich.


Das Ziel der Alliierten war die Unterstützung und Rettung der französischen Monarchie, weshalb ein schnelles Vordringen auf Paris als nötig angesehen wurde. Die Armee bestand aus 50.000 Preußen zwischen Koblenz und Trier, unterstützt durch 6.000 Hessen und 4.500 französische Emigranten. Österreich hatte 25.000 Mann in den österreichischen Niederlanden, dem heutigen Belgien, zum Angriff auf die nordfranzösischen Festungen aufgeboten, 14.000 Mann bei Namur zur Deckung der preußischen Offensive, 15.000 Mann südlich von Mannheim sowie 11.000 Mann und 6.000 Emigranten bei Freiburg zur Sicherung des Oberrheins. Insgesamt 131.500 Mann, viel zu wenig, um eine Invasion Frankreichs und die Beseitigung der revolutionären Kräfte durchzuführen. Von den anderen europäischen Mächten beteiligte sich niemand an dieser Militäraktion. Österreich und Preußen blieben trotz der Vereinbarungen einer gemeinsamen Aktion in gegenseitiger Konkurrenz, da beide Staaten nicht nur die Revolution bekämpfen wollten, sondern beide Mächte sahen in der Ausdehnung der eigenen Macht ein wichtiges Kriegsziel. So zeigte Preußen Interesse am Herzogtum Jülich-Berg, wofür der Kurfürst von der Pfalz Karl Theodor als Herzog dieses Landes im Elsass entschädigt werden sollte. Außerdem wollte man in Berlin Ergänzungen in Polen zur 1. Teilung von 1772 fordern. In Preußen kannte man die Absichten der russischen Zarin Katharina hinsichtlich Polens, was Berlin beunruhigte.


Der Hofkriegsrat in Wien wollte nicht mehr als 65.000 Mann aufbringen nach dem gerade beendeten Krieg gegen das Osmanische Reich. Österreich sah Gewinne am Oberrhein und an der niederländischen Grenze vor. Auch der alte Gedanke eines Tauschs Bayerns gegen Belgien tauchte wieder auf. Daneben erhoben sie Anspruch auf Ansbach- Bayreuth, das gerade erst dem preußischen König durch Erbfall zugefallen war. Russland förderte die Zwistigkeiten der deutschen Großmächte, indem es ständig von einem Kreuzzug gegen das revolutionäre Frankreich sprach, um Österreich und Preußen im Westen zu beschäftigen und um selber im Osten in die polnischen Wirren einzugreifen. Hier in Polen bildeten die beiden deutschen Mächte keine einheitliche Front. Hier sah nur jeder sein eigenes Interesse. Die Entwicklung in Polen war für beide genauso wichtig wie der Krieg gegen die Revolution.15


Obwohl der Herzog Karl Wilhelm Ferdinand von Braunschweig als Oberkommandierender der alliierten Truppen die mangelnde Stärke der Koalition sah, befürwortete er doch die Invasion und den Vormarsch auf Paris, da die Armeen der französischen Revolution unterschätzt wurden. Ja, er unterzeichnete sogar am 25. Juli ein Manifest als Aufruf an die Pariser Bevölkerung, in dem er drohte, Paris zu zerstören, wenn der Königsfamilie ein Leid geschehen sollte. Die Reaktion in Paris auf dieses Manifest war nicht Einschüchterung der Bevölkerung und der verantwortlichen Politiker, sondern es bewirkte im Gegenteil den Sturm auf die Tuilerien am 10. August 1792, die Gefangensetzung der königlichen Familie und den Sturz der Monarchie.16


Mit ihrer ersten Offensive konnten die Alliierten bis Verdun vorstoßen und damit die beiden französischen Armeen bei Sedan und Metz trennen. Aber Braunschweig nutzte diesen strategischen Schachzug nicht, sondern blieb Tage bei Verdun stehen, während die beiden französischen Armeen unter Dumouriez und Kellermann den Argonner Wald durchquerten und sich bei Sainte-Menehould vereinigten. Der preußische König Friedrich Wilhelm II. drängte auf Fortsetzen der Offensive trotz der Nachschubprobleme, der revolutionären Stimmung in Frankreich, der ständig steigenden Krankenzahl und des anhaltenden Regenwetters und der dadurch schwer begehbaren Wege. Am 20. September 1792 stießen die Alliierten bei Valmy auf die französische Armee. Die Schlacht bestand ausschließlich aus einer mehrstündigen Kanonade, die zu keinem Ergebnis führte.


Da die alliierte Armee schon stark aus den oben genannten Gründen geschwächt war, wollte Braunschweig keinen weiteren Versuch unternehmen, die Schlacht am folgenden Tag zu erneuern. Beide Seiten verhandelten tagelang. Wenigstens wollten die Alliierten erreichen, dass König Ludwig XVI. mit seiner Familie in Freiheit entlassen wurde. Schließlich wurden die Verhandlungen ergebnislos abgebrochen, da auch ein weiterer Verbleib in den Biwaks unter diesen Umständen nicht mehr möglich war. Folglich begann der Rückzug zum Rhein. Die französischen Revolutionstruppen unter General Custine folgten den Koalitionären bis über den Rhein hinaus nach Frankfurt, mussten aber bis zum Ende des Jahres über den Rhein zurückgehen, behielten jedoch Mainz als Brückenkopf in ihrer Hand. Im Norden Frankreichs besiegte General Dumouriez am 6. November 1792 die Österreicher bei Jemappes westlich von Mons, weshalb Österreich ganz Belgien (die österreichischen Niederlande) räumte, und die französische Armee bis zur Rur östlich von Aachen nachfolgte. Im Süden Frankreichs besetzten französische Truppen Savoyen und Nizza.17


Der Feldzug der Koalition war gescheitert. Die Differenzen der deutschen Großmächte traten schnell offen zutage. Schon am 25. Oktober während des Rückzugs aus Frankreich forderte Berlin in einer Note von Wien Entschädigungen in Polen vor einem neuen Feldzug im Westen. Wien lehnte dieses Ansinnen ab, weshalb Preußen sich an Russland wandte. Die Zarin schlug eine zweite polnische Teilung vor, die in St. Petersburg am 23. Januar 1793 vertraglich besiegelt wurde. Preußen erhielt Danzig, Thorn und als neue Provinz Südpreußen, die Palatinate Posen und Kalisch. Für diesen Zugewinn verpflichtete sich Preußen den Krieg im Westen weiterzuführen. In Wien führte diese Neuigkeit zu starker Erbitterung und Verstimmungen, war man doch an dieser 2. Teilung nicht beteiligt worden. Lediglich schlug man Österreich den Tausch der Niederlande gegen Bayern vor, den Preußen 1779 noch selbst vereitelt hatte. Der Graben zwischen den Koalitionären wurde zunehmend tiefer, nicht zuletzt durch die Ernennung des preußenfeindlichen Freiherrn von Thugut an Stelle von Philipp Graf Cobenzl zum „Generaldirector der auswärtigen Angelegenheiten“ in Wien.18


Zu Beginn des Jahres 1793 erlitt die französische Republik (seit der Absetzung Ludwigs XVI. am 20. September 1792) herbe Rückschläge. Da England nach der Hinrichtung Ludwigs XVI. am 21. Januar in den Krieg gegen Frankreich eintrat, führte Dumouriez einen Angriff gegen die Niederlande als Präventivschlag, musste aber schon bald den Vormarsch abbrechen, da die Österreicher unter Reichsgeneralfeldmarschall Herzog von Sachsen-Coburg-Saalfeld am 1. März bei Aldenhoven an der Rur die Franzosen bis über Aachen hinaus zurücktrieben. Am 18. März 1793 stellte sich Dumouriez den weiter vordringenden Österreichern bei Neerwinden in den Weg, erlitt aber eine vernichtende Niederlage, die nahezu die Auflösung der Armee bewirkte. Die Franzosen mussten die österreichischen Niederlande vollständig räumen. Die Lage Frankreichs schien aussichtslos. Rund 140.000 Österreicher, Engländer, Hannoveraner, Niederländer, Preußen und Hessen standen in Belgien, am Mittel- und Oberrhein standen Preußen, Österreicher, Hessen, Sachsen und weitere Reichstruppen in vergleichbarer Stärke. Bevor der Herzog von Coburg von Belgien aus gegen Paris marschieren lassen wollte, befahl er zunächst die Festungen Maubeuge, Condé, Le Quesnoy und Valenciennes zu erobern, um den vordringenden Truppen den Rücken frei zu halten. Condé und Valenciennes wurden bis Ende Juli eingenommen, am 11. September 1793 fiel Le Quesnoy in österreichische Hände. Am 8. September hatte General Houchard das hannoveranische Korps bei Hondschoote besiegt, wodurch im Norden die französische Grenze gehalten werden konnte.


Ende September wandte sich Coburg gegen Maubeuge, um die letzte Festung zu erobern, die den Weg nach Paris versperrte. Doch am 16. Oktober 1793 gelang es General Jourdan und dem Organisator der levée en masse19 Lazare Carnot die Österreicher bei Wattignies zu besiegen, so dass Coburg die weitere Belagerung von Maubeuge aufgeben musste.


Der Feldzug in Nordfrankreich war damit beendet. Die Gegner zogen sich in ihre Ausgangsstellungen entlang der Grenze zwischen Frankreich und den österreichischen Niederlanden zurück.


Am Rhein kapitulierte am 23. Juli 1793 die Festung Mainz vor dem Herzog von Braunschweig, dem preußischen Oberkommandierenden im Westen. Der österreichische General Wurmser drängte die französische Rheinarmee zurück und konnte am 13. Oktober 1793 gemeinsam mit Braunschweig bei Weißenburg die Franzosen unter General Hoche besiegen. Wurmser rückte daraufhin bis Straßburg vor, mit dem Ziel das Elsass zurückzugewinnen. Streitigkeiten über das weitere gemeinsame Vorgehen führten dazu, dass eine Unterstützung durch die Preußen unter dem Herzog von Braunschweig ausblieb. Hoche stellte die Preußen am 28. November bei Kaiserslautern, musste sich aber am 30. November zurückziehen, ohne dass die Preußen den Sieg ausnutzten. Am 13. Dezember ging Hoche erneut gemeinsam mit Pichegru gegen Wurmser vor.


Am 22. Dezember fiel die Festung Landau in französische Hand und am 26. Dezember 1793 wurde Wurmser bei Weißenburg von der französischen Mosel- und Rheinarmee unter Hoche und Pichegru vollständig geschlagen, worauf sich Wurmser bei Germersheim auf das rechte Rheinufer zurückziehen musste. Braunschweig ging bei Mainz zurück auf das rechtsrheinische Ufer.20


Das Jahr endete für Frankreich wieder mit der Sicherung der französischen Grenzen. Auch das annektierte Savoyen konnte gehalten werden. In den Pyrenäen erlangten die Spanier keine Vorteile gegenüber den Verteidigern. Im Westen Frankreichs in der Vendée konnten die Aufständischen besiegt werden, genau wie im Süden Frankreichs, wo auch die Stadt Toulon am 16. Dezember zurückerobert wurde, was dem Artillerieoffizier Bonaparte den Rang eines Brigadegenerals einbrachte.


Der preußische König Friedrich Wilhelm II. war schon am 21. September nach Südpreußen abgereist, ein Gebiet, das bei der zweiten polnischen Teilung Preußen zugeschlagen worden war. Die wenig eifrige Koalitionspolitik Preußens schlug sich in der halbherzigen Vorgehensweise des Herzogs von Braunschweig nieder, der ganz im Sinne seines Monarchen seine Kräfte möglichst schonte.


Der neue leitende Minister in Wien Freiherr von Thugut war eifersüchtig auf Preußens Gebietserweiterung bei der zweiten polnischen Teilung, wofür man in Wien einen Ausgleich gewinnen und deshalb unbedingt den Krieg weiterführen wollte.


Im Jahr 1794 setzte Carnot im Vertrauen auf die Massenaushebung ganz auf Offensive. Zahlenmäßig war man den Verbündeten jetzt stark überlegen, weshalb der Krieg in das Gebiet der Feinde Frankreichs getragen werden sollte. Außerdem wurde dadurch bei der desolaten wirtschaftlichen Lage der Republik die Versorgung der Armeen auf Kosten der besetzten Regionen gewährleistet. Dieser Absicht kamen die zunehmenden Zwistigkeiten innerhalb der Koalition entgegen, die durch das Ringen um Polen nur verstärkt wurden.


Während sich Wien den Russen annäherte, machte Preußen deutlich, den Krieg im Westen nicht weiter finanzieren zu wollen. Auf eigene Kosten wollte Berlin nur die zugesagten 20.000 unterhalten, die Kosten für die übrigen preußischen Truppen sollten Österreich oder das Reich übernehmen. Dieses Ansinnen wurde in Wien strikt abgelehnt, wie aus dem folgenden Auszug eines Briefes vom 28. Dezember 1793 von Thugut an Lehrbach21 hervorgeht:


Das Begehren des königlich preussischen Hofes bestehet in einem ausserordentlichen Geldbeitrag für die künftige Campagne, welchen selber zum Theil von unserm Hof, zum Theil von dem englischen und zum Theil von dem deutschen Reich erwartet, wozu noch kömmt, dass der Allerhöchste Hof sowohl als der englische die Garantie dieses letztern Theiles per 10 Millionen Thaler über sich nehmen sollen. […] so wird der königlich preussische Hof nicht in Abrede stellen können, dass in den Tractaten, Verbindungen und Concerts, welche der preussischen Theilnehmung an dem gegenwärtigen Krieg zum Grunde liegen, nicht das geringste Fundament enthalten sei, das entweder unsern Hof oder England oder das deutsche Reich verpflichtete, dem Berliner Hof für die künftige Campagne irgendeinen Geldbeitrag, zu geschweigen einen so ausserordentlich beträchtlichen, als verlangt wird, abzureichen.22


Daraufhin wurde Feldmarschall Möllendorf, dem Nachfolger des Herzogs von Braunschweig befohlen, den westlichen Kriegsschauplatz zu verlassen. Jetzt griff England ein, das seine Interessen auf dem Kontinent gefährdet sah, wenn die Preußen ihre Truppen aus der Koalition abzogen. Nur mit Hilfe der Kontinentalmächte konnte es Frankreich wirksam bekämpfen. Am 19. April 1794 vereinbarten deshalb England und die Vereinigten Niederlande Preußen weiterhin den Unterhalt für 60.000 Mann für den Einsatz im Westen zu zahlen.


Ende April konnten die Österreicher Landrecies südlich von Valenciennes einnehmen. Aber die Truppenzahl der Verbündeten war zu gering für große Offensivaktionen. Auch die Österreicher hielten wegen des polnischen Aufstands Truppenreserven im Osten zurück. Die Preußen verharrten zudem am Mittelrhein entgegen dem Wunsch der Österreicher ihr Vorgehen an der belgischen Grenze zu unterstützen. Trotz des Erfolgs bei Landrecies blieben die Österreicher von da an in der Defensive. Am 18. Mai wurden sie bei Tourcoing besiegt. Dadurch musste Coburg die Schelde-Linie aufgeben. Die Franzosen konnten durch schnelle Märsche an den entscheidenden Stellen die zahlenmäßige Überlegenheit herstellen, was die taktischen Unzulänglichkeiten des Freiwilligenheeres mehr als ausglich. Auch konnten Verluste zügig durch die „levée en masse“ ersetzt werden, während die Österreicher und ihre Verbündeten keinen schnellen Truppennachschub erwarten konnten. Bei Charleroi drohte ein weiterer Einbruch in die österreichischen Niederlande. Nach zahlreichen vergeblichen Versuchen Charleroi einzunehmen und die Sambre zu überschreiten gelang es Jourdan mit der Ardennenarmee und Teilen der Mosel- und der Nordarmee am 26. Juni bei Fleurus Coburg zu besiegen. Am Vortag schon war Charleroi in die Hände der französischen Revolutionstruppen gefallen. Am 13. Juni war Ypern gefallen, und der rechte Flügel der Alliierten unter dem Herzog von York musste über Antwerpen bis zur niederländischen Grenze und weiter über s´Hertogenbosch über die Maas und die Waal zurückweichen. Dadurch wurden die Truppen der Koalition getrennt. Nach der Schlacht bei Fleurus verließen die Österreicher Belgien bis Ende September. Coburgs Nachfolger Clerfayt stellte sich zwar nochmal am 2. Oktober 1794 an der Rur zur Schlacht, wurde jedoch bei Aldenhoven besiegt und zum weiteren Rückzug über den Rhein gedrängt.


Am Mittelrhein nutzte der neue preußische Oberbefehlshaber Möllendorf seine zahlenmäßige Überlegenheit über die Franzosen nicht aus. Nach einem Vorstoß der Franzosen Anfang Juli zog er sich nach Mainz zurück. Im August ergab sich Trier den Franzosen, wodurch die Verbindung zwischen Preußen und den Österreichern an der Maas verloren ging, nicht zuletzt durch preußische Untätigkeit. Im September konnte Möllendorf noch einmal erfolgreich bis Kaiserslautern vorgehen, aber in Anbetracht der Tatsache, dass England seine Subsidienzahlungen einstellte und die Franzosen in den Niederlanden und am Rhein standen, befahl König Friedrich Wilhelm II. den Rückzug seiner Truppen über den Rhein, und zum Teil direkt nach Polen, da er von der russisch-österreichischen Absprache zwecks der dritten polnischen Teilung erfahren hatte. Ende des Jahres 1794 hatten die französischen Revolutionsarmeen das linksrheinische Gebiet vollständig besetzt.23





1 Kampf zwischen Österreich und Preußen um die Vorherrschaft im Deutschen Reich seit den Eroberungskriegen Friedrichs II. und der Annexion Schlesiens durch Preußen.


2 Vgl. Clark, S. 335ff.


3 Vgl. Soboul, S. 194-199. Soboul nennt diese Fahrt den Leichenzug der Monarchie


4 Vgl. Vivenot/Zeissberg, Bd. 2, S. 234. Seine Majestät der Kaiser und Seine Majestät der König von Preußen, die die Wünsche und Darstellungen von Monsieur und vom Herrn Grafen von Artois angehört haben […]. Der älteste Bruder des Königs wurde Monsieur betitelt. Der Graf von Artois war der jüngste Bruder Ludwigs XVI.


5 Vivenot/Zeissberg, Bd. 2, S. 235.


6 Hier im Sinne von Freiheit


7 Vivenot/Zeissberg, Bd. 2, S. 235.


8 Vgl. Braubach, S. 18-20; vgl. Soboul, S. 198.


9 Eine Gruppe von Abgeordneten der Legislative, die gegen die Monarchie und für die Republik eintraten.


10 Vgl. Duvergier, S. 52: Der König wird aufgefordert, dem Kaiser zu erklären, wenn er nicht der Nation (Frankreich, Anm. d. Verf.) vor dem nächsten 1. März vollständige und umfassende Satisfaktion in allen oben genannten Punkten gibt, werden sein Schweigen, ebenso wie alle ausweichenden und hinhaltenden Antworten als Kriegserklärung angesehen.


11 Am 5. Juli 1792 wird Franz II. einstimmig zum Kaiser gewählt und am 14. Juli 1792 in Frankfurt gekrönt, die letzte Krönung des alten Reiches.


12 Vgl. Braubach, S. 21-23.


13 Schon am 1. September 1792 hatte Kaiser Franz II. per Hofdekret den Regensburger Reichstag aufgefordert über eine Reichskriegserklärung zu beratschlagen. Am 22. März 1793 erfolgte das Reichsgutachten des Reichstags, nach dem zwar keine Kriegserklärung an Frankreich erfolgen sollte, das Reich aber durch die französischen Angriffe auf Reichsgebiet diesen Krieg als allgemeinen Reichskrieg betrachtete. […] dem hohen Erzhause Oestreich […] den Krieg förmlich angekündigt, den andern Ständen und den Kreisen des Reichs hingegen kurzum mit der That selbsten, ohne alle förmliche Erklärung, den Krieg gemacht, […] mit semtlicher Herresmacht, gewaltsam occupirt, mit den drückendsten und enormsten Brandschatzungen, Lieferungen, Plünderungen und andern mehreren feindlichen Drangsalen mit genommen […]. Vgl. Deutsches Magazin, Bd. 5, S. 776-784.


14 Vgl. Braubach, S. 40; vgl. Furet, S. 190f.; vgl. Soboul, S. 210f.


15 Vgl. Fiedler, Revolutionskriege, S. 184; vgl. Braubach, S. 23f.


16 […] Ihre Majestäten erklären ferner auf Ihr kaiserliches und königliches Ehrenwort, dass, wenn das Schloss der Tuilerien gestürmt oder sonst verletzt, wenn die mindeste Beleidigung dem Könige, der Königin und der ganzen königlichen Familie zugefügt, nicht unmittelbar für ihre Sicherheit, ihr Leben und ihre Freiheit gesorgt wird, sie eine beispiellose und für alle Zeiten denkwürdige Rache nehmen und die Stadt Paris einer militärischen Exekution und einem gänzlichen Ruine preisgeben, die Verbrecher selbst aber dem verdienten Tode überliefern werden. […]. Grab, S. 110f.; vgl. Fiedler, Revolutionskriege, S. 185; vgl. Braubach, S. 25.


17 Vgl. Fiedler, Revolutionskriege, S. 185-189; vgl. Braubach, S. 24-26.


18 Vgl. Braubach, S. 26f.; vgl. Zeißberg, Heinrich von, Thugut, Franz Freiherr von, in: Allgemeine Deutsche Biographie 38 (1894), S. 138-158.


19 Dekret des Nationalkonvents in Paris vom 23. August 1793 über die levée en masse. Diese Massenaushebung von Soldaten bildete die nationale Grundlage zur Abwehr der drohenden Invasion. Alle Männer zwischen 18 und 25 Jahren ohne eigene Familie sollten diesem Dekret zufolge zum Militärdienst eingezogen werden. Der Organisator dieser umfassenden Militär-Reform war Lazare Carnot als Mitglied des Wohlfahrtsausschusses, der Exekutive des revolutionären Frankreich.


20 Vgl. Hüffer, S. 44ff.; vgl. Fiedler, Revolutionskriege, S. 190ff.; vgl. Braubach, S. 28ff.


21 Lehrbach, Conrad Ludwig, Graf, kaiserlicher Gesandter am pfälzisch-bayerischen Hof und außerordentlicher Bevollmächtigter im preußischen Hauptquartier, später in Berlin.


22 Vivenot/Zeissberg, Bd. 3, S. 461f.


23 Vgl. Hüffer, S. 62ff.; vgl. Fiedler, Revolutionskriege, S. 194ff.; vgl. Braubach, S. 30ff.









Der Frieden von Basel


Nach drei wechselvollen Feldzügen, in denen der Vorteil mal auf französischer Seite, mal auf Seiten der Koalitionäre lag, war letztlich der Versuch der Koalition in Frankreich einzudringen und die alte Ordnung wieder herzustellen gescheitert. Im deutschen Reich war eine wachsende Friedenssehnsucht zu beobachten, auch bestärkt durch die Hoffnung auf Frankreichs Rückkehr zu einer gemäßigten Politik und eine neue Ordnung in Europa, die dem Kontinent vielleicht für immer Frieden bringen sollte. Diese Hoffnung ließ der Sturz Robespierres im Juli 1794 aufkeimen. Zu den geistigen Vorbereitern dieses Wunschs nach Frieden zählten u.a. Herder, Fichte und Kant. Sie forderten ein Überdenken der Ereignisse im revolutionären Frankreich und sahen dort eine Wendung hin zu Menschlichkeit und Mäßigung.24


Am 5. April 1795 in der Nacht unterzeichneten die bevollmächtigten Vertreter von Frankreich und Preussen einen seit August 1794 diskutierten Friedensvertrag. François de Barthélemy leistete seine Unterschrift für Frankreich im alten Rosshof in Basel, und Karl August von Hardenberg unterschrieb für Preußen den Vertrag im Markgräflerhof. Der Frieden von Basel besteht aus drei separaten Verträgen Frankreichs mit Preußen am 5. April 1795, mit Spanien am 22. Juli 1795 und mit Hessen-Kassel am 28. August 1795. Es war kein allgemeiner Frieden, der den Koalitionskrieg beendete. Preußens Schritt zu diesem Sonderfrieden mit Frankreich hatte ausschließlich eigennützige Gründe. Der Krieg gegen Frankreich war von Anfang an unpopulär, am Hof und im Kabinett in Berlin gab es eine starke Friedenspartei, die durch die Misserfolge auf dem westlichen Schauplatz weiter gestärkt wurde. Die Sympathie der Preußen galt den Franzosen, und das Bündnis mit Österreich widersprach der politischen Überzeugung Preußens vor allem wegen der Gegensätze im Heiligen Römischen Reich.25


Preußens Interessen lagen zudem im Osten, wo man das ganze Augenmerk auf den zerfallenden polnischen Staat lenkte. Darum wurden schon vor dem Feldzug von 1794 die Stimmen für einen Frieden mit Frankreich im Volk, in der Armee und auch bei Politikern immer lauter. Die Mitglieder des Kabinettsministeriums26 in Berlin Philipp Karl Freiherr von Alvensleben, Karl Wilhelm Graf Finck von Finckenstein und Christian August Heinrich Curt Graf von Haugwitz kamen immer mehr zu der Überzeugung, dass der Krieg mit Frankreich zu beenden sei. Auch der einflussreiche Marquis Lucchesini, Botschafter in Wien, wollte lieber den Krieg im Westen beenden, um sich dann ganz dem Osten widmen zu können.


Das Generaldirektorium27, hier vor allem der Finanzminister Carl August Struensee von Carlsbach sowie die Minister Hans Ernst Dietrich von Werder und Joachim Christian Graf von Blumenthal, sah vor allem die immensen Kosten, die dieser Krieg mit sich brachte. Nur König Friedrich Wilhelm II. war noch uneingeschränkt für diesen Krieg gegen die Revolution. Das Schicksal der Königsfamilie ließ ihn nicht zweifeln an der Unterstützung der Bourbonen, zudem gab es vielleicht auch territoriale Erwerbungen und schließlich sah er sich gerne als Vorkämpfer des Deutschen Reiches. Eine Loslösung vom Reich und von Österreich kam für ihn nicht in Frage, genauso wenig ein Abkommen mit den „Königsmördern“ in Paris.


König Friedrich Wilhelm II. war nur langsam für einen Frieden zu gewinnen. Es waren schließlich preußisches Interesse in Polen und die Möglichkeit die kriegsmüden Reichsstände zur Unterstützung Preußens zu gewinnen, die ihn bewogen, einen Weg aus der Koalition zu suchen. Hauptproblem bei allen militärischen Aktivitäten war die schlechte Finanzlage Preußens.28 Wenn es aber 1794 zu einem dritten Feldzug gegen Frankreich kommen sollte, mahnte Haugwitz die Einhaltung der vertraglichen Verpflichtungen gegenüber den Verbündeten an. Alvensleben forderte für diesen Fall die Verminderung der Heeresstärke auf höchstens 35.000 Mann. Wie schon im Westfälischen Frieden von 1648 taucht wieder der Gedanke der Aufwandsentschädigung durch Säkularisation29 von geistlichen Besitztümern auf. Letztlich wurden Anleihen im Ausland getätigt, um den Krieg weiter finanzieren zu können, was sich als schwierig gestaltete. Unweigerliche Konsequenz schien nun der Abzug der preußischen Truppen vom Rhein zu sein. Doch England sicherte Preußen Hilfsgelder zu. Am 19. April 1794 wurde im Haag30 ein Vertrag unterzeichnet, in dem England monatlich 150.000 Pfund (900.000 Thaler in Gold) bis zum Ende des Jahres zusagte. Somit konnte Preußen auch in diesem Jahr den Krieg gegen Frankreich weiterführen.


Die finanzielle Unterstützung jedoch war kaum ausreichend, zumal der polnische Aufstand neue Kosten verursachte. Der Druck auf den König, endlich Frieden im Westen zu schließen, wuchs immens. Schon seit August 1794 ließ der Oberkommandierende der preußischen Truppen in der Pfalz Generalfeldmarschall von Möllendorf ohne Wissen des Königs, aber nicht ohne Wissen des Berliner Hofes, in Basel mit französischen Unterhändlern verhandeln. Diese Verhandlungen ergaben, dass Frankreich durchaus zu einem Friedensschluss mit Preußen bereit war. Die Beschwerden Möllendorfs veranlassten die Kabinettsminister jetzt auch offiziell dem König einen Antrag vorzulegen mit den Franzosen über einen Waffenstillstand, aber auch über einen allgemeinen Frieden zu verhandeln. Auch der Weg eines Sonderfriedens sollte nicht ausgeschlossen werden. Lucchesini erläuterte dem König vergebens, dass Österreich durchaus nicht mehr das Ziel einer Wiederherstellung der Monarchie in Frankreich verfolgte und dass die Engländer nur ihre Seeherrschaft gegenüber Frankreich verteidigen wollten.31


Ende September nach Rückkehr aus Polen bestand für den schwankenden Friedrich Wilhelm II. erneut Gewissheit, den Krieg im Westen weiterzuführen, so dass die Bemühungen um Frieden von Struensee, Blumenthal oder Möllendorf weiterhin ergebnislos blieben.32


Aber Friedrich Wilhelm II. blieb unentschlossen. Er genehmigte die Bildung einer Kommission, die Maßnahmen zur Behebung der gegenwärtigen Notlage beraten sollte. Mitglieder waren die Kriegsgegner Struensee, Werder, Goldbeck33, Alvensleben und Generalmajor Levin von Geusau als Vertreter der Militärverwaltung.


Am 26. Oktober wurden die Beratungen abgeschlossen. Das Ergebnis zeigte die Ohnmacht des preußischen Staates, der nicht mehr in der Lage schien, die militärischen und finanziellen Probleme zu lösen. Mantraartig wiederholte die Kommission die Forderung nach Beendigung des Krieges im Westen.34


Da der König nicht auf die führenden Politiker Preußens hören wollte, suchte Struensee Unterstützung bei dem Prinzen Heinrich, einem Onkel des Königs und Bruder Friedrichs II.


Am 25. Oktober trafen sich Friedrich Wilhelm II. und Prinz Heinrich in Sanssouci.35 Über den Inhalt der Besprechung ist nichts verlautbar geworden, aber am 29. Oktober sandte Prinz Heinrich dem König eine Denkschrift, in der er dem König empfahl mit Frankreich geheime Verhandlungen zu führen mit der Frage, ob Frankreich einem Friedensschluss zugeneigt wäre und ob es Preußen als Vermittler für das Deutsche Reich und die Niederlande akzeptieren würde. Grundlagen der Verhandlungen sollten die Schonung der westfälischen Provinzen Preußens, die Anerkennung der polnischen Erwerbungen und die Sicherung Bayerns gegen Österreich sein.


Am 25. Oktober befahl der König Möllendorf 20.000 Mann unter Hohenlohe abmarschieren zu lassen, die restlichen Truppen aber auf dem rechten Rheinufer zu belassen. Dieser Befehl erfolgte, nachdem Möllendorfs Adjutant Major Meyerinck genau mit diesen Vorstellungen des Oberkommandos am Rhein am 24. Oktober beim König vorstellig geworden war.


Den Sinneswandel bei Friedrich Wilhelm II. haben also verschiedene Vorgänge herbeigeführt: der Empfang Meyerincks durch Friedrich Wilhelm II., bei dem dieser die Ideen Möllendorfs vorstellte, der Bericht der Finanzkommission sowie die Unterredung mit Prinz Heinrich und dessen Denkschrift.


Nicht unmaßgeblich war für Friedrich Wilhelms Entscheidung auch die Aussicht als Friedensbringer für ganz Deutschland auftreten zu können.36 Den Gedanken an einen Separatfrieden zwischen Preußen und Frankreich wies Friedrich Wilhelm II. als Mitinitiator der Koalition weit von sich.


Meyerinck sollte zunächst vorbereitende Unterhandlungen mit den Franzosen führen, in denen deren Bereitschaft zu einem Friedensschluss geprüft werden sollten. Dann sollte den preußischfranzösischen Friedensverhandlungen unter der Leitung des Grafen Wilhelm Bernhard von der Goltz ein Friedenskongress nicht bloß für das Deutsche Reich, sondern für alle kriegführenden Mächte folgen.


Meyerinck wurde angewiesen einen Gefangenenaustausch mit den Franzosen zu verhandeln und die Entlassung aller französischen Gefangenen gegen Schonung der westfälischen Provinzen Preußens vorzuschlagen. Auch sollte er Preußens Wunsch unterbreiten, den Krieg beenden zu wollen, an dem Preußen ohne eigenes Interesse als bloße Hilfsmacht beteiligt sei. Preußen zöge seine Truppen zurück, während Frankreich preußisches Gebiet räumte. Waffenstillstand und Neutralität sollten auch für das Deutsche Reich gelten.


Da die Franzosen ihre Offensive gegen das Reich weiter fortsetzten, kamen dem preußischen König Zweifel, was mit den linksrheinischen Gebieten des Reiches werden würde. Würden die Franzosen sich hinter Saar und Mosel zurückziehen? Dennoch konnte man nicht auf die Forderung nach Neutralität des gesamten Reichsgebiets verzichten, da Preußen dadurch sein Ansehen im Reich verloren hätte. Noch glaubte man in Berlin durch Anerkennung der französischen Republik, die Rückgabe des linksrheinischen Gebiets und einen allgemeinen Reichsfrieden bewirken zu können. Bis zu diesem Frieden wünschte man auch die linksrheinischen Gebiete Preußens unter preußischer Verwaltung zu belassen. Frankreich lehnte dieses Ansinnen jedoch strikt ab und bestand weiterhin auf der militärischen Besetzung des gesamten Linksrheins. Während der Verhandlungen verstarb Goltz. Zum Nachfolger wurde Carl August von Hardenberg ernannt, der die Meinung vertrat, der Frieden könne nur mit dem gesamten Reich unter Wahrung dessen Integrität geschlossen werden.


Das Heilige Römische Reich war durch das Reichstagsgutachten vom 22. März 1793 Kriegspartei in der Auseinandersetzung mit Frankreich. Aber wie immer, wenn es in der Vergangenheit zum Reichskrieg gekommen war, waren auch diesmal die Reichsstände kaum bereit, Kontingente im festgesetzten Maße für die Reichsarmee zu stellen. Da der Krieg sich durch die levée en masse in Frankreich nun zu einem Volkskrieg gewandelt hatte, wäre es angebracht gewesen, den gegnerischen Massen ebenfalls stärkere Truppenkontingente als in den Reichskriegen der vergangenen Jahrzehnte entgegenzustellen. Aber die Aufforderungen des Kaisers in Wien, den reichsständischen Pflichten nachzukommen, blieben zumeist wirkungslos.37


Am 13. August 1794 wurde das Kaiserliche Hofdekret die Reichskriegsmaterie und insbesondere die Erhöhung der Reichskriegsarmatur auf das Quintuplum38 betreffend erlassen:


Der vom Feind geführte Krieg hat die Gestalt eines raschen und ihm günstigen Offensivkrieges angenommen, welches ihm hauptsächlich durch den wirksamen Vorschub an Mitteln, derer sich die herrschende Partie in Frankreich auf die gewalttätigste Weise zu bemächtigen gewusst hat, und die fürchterliche Überlegenheit seiner Armeen an Mannschaft gelungen ist. […] So kam es endlich durch eine seltene Zusammenwirkung und den Drang widriger Umstände zu der bedenklichen Lage, dass der diesseitige Offensivkrieg in einen Verteidigungskrieg verwandelt werden musste, und dass selbst dieser dermalen auch nur unter der müheseligsten Anstrengung gegen einen Feind geführt werden kann, der kühn und übermütig durch seine dermaligen Vorschritte alles wagt, seine verheerende Plane durchzusetzen. Um so dringender wird es […] um den höchsten Preis, für Unverletzlichkeit der teuersten Friedensschlüsse, für Religion, Eigenthum, bürgerliche Ordnung, und Staatsverfassung im ausgedehntesten Umfange, für die Ehre, Würde und Souveränität des deutschen Vaterlandes, für Selbstrettung und Erhaltung zu kämpfen, wo alles zu behaupten oder alles zu verlieren ist, die Kräfte des Reichs mit patriotischer Eintracht, […] zur Entfernung der schrecklichsten Folgen zu vereinigen, womit gegenwärtig Deutschland […] von demokratischem Sanskulottismus bedrohet ist. Das Vaterland ist in Gefahr! werde von nun an in allen näher oder entfernter liegenden Reichslanden die Losung aller Reichsstände und Untertanen, so wie solches die traurige Überzeugung und Erfahrung des reichsväterlichst gesinnten deutschen Reichsoberhauptes ist. […] Seine Kaiserliche Majestät wenden sich demnach in dieser höchst bedenklichen Lage in reichsoberhauptlichem Zutrauen an die allgemeine Reichsversammlung, und sehen […] einem […] von Kurfürsten, Fürsten und Ständen zu erstattenden Reichsgutachten über die weitere Frage entgegen: Ob nicht nunmehr bey der bereits reichsschlussmäßig festgesetzten Erweiterung der Streitkräfte des deutschen Reichs zur tätigen Fortsetzung dieses in der Geschichte beispiellosen Krieges die Reichskriegsarmatur auf das Fünffache zu erhöhen sei? 39


Zu Beginn des Reichskrieges gegen Frankreich war das Triplum festgelegt worden, also die dreifache Zahl an Soldaten. Das Simplum, die einfache Gesamtstärke nach der Reichsheeresverfassung von 1681 (Reichsdefensionalordnung), sollte 40.000 Mann (28.000 Mann Infanterie und 12.000 Mann Kavallerie) Reichstruppen umfassen. Die Territorien des Reiches hatten das simplum von Truppen für die Reichsarmee ständig unter Waffen zu halten. Bei Bedarf konnte das Reich auch das Doppelte (duplum) oder Dreifache (triplum) dieses Kontingents verlangen.


Die Bezeichnung Reichsarmee meint also nicht die Armeen der großen deutschen Reichsstände wie z.B. Preußen, Österreich oder Sachsen, sondern die zusammengewürfelten Truppen der einzelnen Reichskreise. Diese Armee stand in keinem guten Ruf. In der Praxis erfüllten die Fürsten ihre Pflicht nicht selten nur durch Stellung unzureichend ausgestatteter und ausgebildeter Truppen, während gute Verbände (sofern vorhanden) für die eigene Machtpolitik eingesetzt oder gegen Subsidien an fremde Fürsten vermietet wurden. Die Verwendbarkeit der Reichsarmee litt zudem darunter, dass die Kontingente der Reichskreise aus Truppen verschiedener Reichsstände zusammengesetzt waren, die in Friedenszeiten nie miteinander exerzierten und meist unterschiedliche Exerzierreglements hatten, was einen geschlossenen Einsatz mit anderen Kontingenten sehr erschwerte. Für die offene Feldschlacht daher nur bedingt geeignet, wurden die Truppen oft für Sicherungs- und Besatzungsaufgaben eingesetzt. Das Simplum der einzelnen Reichskreise stellte sich wie folgt zusammen: 40





	Reichskreis

	Kavallerie

	Infanterie





	Österreichischer Reichskreis

	2.522

	5.507





	Burgundischer Reichskreis

	1.321

	2.708





	Kurrheinischer Reichskreis

	600

	2.707





	Fränkischer Reichskreis

	980

	1.902





	Bayerischer Reichskreis

	800

	1.494





	Schwäbischer Reichskreis

	1.321

	2.707





	Oberrheinischer Reichskreis

	491

	2.853





	Niederrhein.-Westfäl. Reichskreis

	1.321

	2.708





	Obersächsischer Reichskreis

	1.322

	2.707





	Niedersächsischer Reichskreis

	1.322

	2.707





	Summe

	12.000

	28.000







Wurde die Mobilmachung der Armee angeordnet, musste die dem Simplum oder auch dem Triplum entsprechende Zahl an Soldaten ausgehoben und ausgerüstet werden. Zunächst füllten die vorhandenen Soldaten die Ränge, sei es die Schildwachen, die die Stadttore bewachten, oder die Schlösser, Zimmer oder Gärten der Fürsten. Diese Truppen waren militärisch wertlos und nicht zu vergleichen mit den geübten Soldaten der größeren Heere. Die Anzahl dieser Soldaten einzelner kleiner Reichsstände war gering. So stellte z.B. die Reichsstadt Worms 34 Mann.


Exerziert wurde von diesen Soldaten kaum, vielleicht einmal im Frühjahr in Gärten oder auf Wiesen, zum Üben des Präsentierens. Nur wenige Schießübungen waren angesetzt, so dass schnelles Laden und gleichzeitiges Abfeuern der Muskete kaum zu erwarten war.


Die noch fehlenden Soldaten wurden entweder unter den jungen Männern des Kreises ausgelost, für ein Handgeld angeworben oder aber auch mit Gewalt in den Dienst gepresst. Derjenige, den das Los traf, stellte nicht selten einen Ersatzmann, der zumeist aus den Randgruppen der Gesellschaft kam: Ausländer, Deserteure, fahrendes Volk, Landstreicher oder sogar Insassen von Zuchthäusern. Hauptsache, der Mann konnte in Reih und Glied stehen und das Gewehr schultern.


Die Offiziers- und Unteroffiziersstellen wurden nach Gunst oder gegen Geld vergeben, manchmal auch nach Verdienst. Fähige Offiziere bildeten die Ausnahme.


Zusammenfassend kann man sagen, dass die Reichsarmee sich aus zu vielen verschiedenen Ständen zusammensetzte. Es hätte längerer Zeit bedurft aus diesen Rekruten eine militärische Einheit zu formen. Schon rein äußerlich unterschieden sich die Soldaten sehr, sei es durch die Qualität oder Farbe des Tuchs der Uniformröcke oder deren Schnitt.


Der Oberst Sandberg der schwäbischen Kreistruppen stellte dazu fest: Es fehlt nun zur vollkommnen Karrikatur nichts weiter, als noch einige Dutzend Hanswürste und Schornsteinfeger […]. Die Bewaffnung war ebenfalls so unterschiedlich, dass sich mit ihr kein regelmäßiges Exerzieren durchführen ließ. Außerdem erhielten die Soldaten von den verschiedenen Reichsständen unterschiedlichen Sold, was den Zusammenhalt der Einheiten nicht beförderte. Zwischen den Soldaten und Offizieren der verschiedenen Reichsstände herrschte Uneinigkeit und Neid. Häberlin bezeichnet dies als Krieg aller gegen alle.


Zudem kamen die Offiziere vielfach aus anderen Reichsständen als die Soldaten, so dass der Gehorsam und die gegenseitige Achtung litten und dadurch der Dienst kaum ordnungsgemäß ausgeführt werden konnte.41


Sechs Wochen nach der kaiserlichen Erklärung - üblicherweise waren es zwei Monate - sollte der Reichstag darüber beraten. Diese Zeit war nötig, damit die Gesandten in Regensburg die Direktiven aus ihren Hauptstädten einholen konnten. Die Gegenargumente und Erklärungen seitens der Reichsstände waren mannigfaltig. Viele erklärten, dass ihre Mittel erschöpft seien, Kurpfalz wollte neben der Zustimmung zum Quintuplum Frankreich Friedensvorschläge machen, die im Falle einer Ablehnung die deutschen Stände überzeugen würden zur Sicherung ihres Eigenthums und zur Erhaltung der Religion, Ruhe und Ordnung in Deutschland sich der feindlichen Übermacht mit vereinten Kräften zu widersetzen! Kurmainz wollten die Erhöhung des Reichsheeres auf das Quintuplum auf den nächsten Feldzug verschieben, Württemberg war prinzipiell dafür, wollte aber eine eigene Reichsdeputation einsetzen, die das Thema beraten und endgültig beschließen sollte; Koburg-Gotha war gegen das Quintuplum, da es die Unzulänglichkeit der bisherigen Mittel sah und sprach sich für Frieden aus. Der Schwäbische Kreis, Schleswig-Holstein, die Mehrzahl der Reichsstädte, und andere waren gegen die Erhöhung, Vorpommern sah das Triplum als ausreichend an. Kurbrandenburg (Preußen) stimmte dem Antrag des Kaisers vollumfänglich zu, erklärte jedoch gleichzeitig kein Reichskontingent stellen zu wollen, seine Truppen also unter eigener Führung zu belassen.


Am 4. September 1794 schrieb Freiherr von Hügel an den Reichsvizekanzler Fürst Colloredo:


Für alle Gutgesinnten, welche es mit der Sache Deutschlands ehrlich meinen, ist es eine traurige Wahrnehmung, daß Gemeingeist und Vaterlandsliebe in Deutschland so fremd geworden sind, daß in diesem Kriege, in welchem es nach einstimmiger Ueberzeugung, Aller Verfassung, Religion und Freiheit gilt, in welchem alles zu verlieren oder zu gewinnen ist, - nun schon im dritten Jahre nicht einmal jene Kriegsrüstung zu Stande gebracht werden kann, die vor mehr als 100 Jahren in den früheren Reichskriegen keine Anfechtung erlitt; mit kalter Gleichgiltigkeit sieht das Reich zu, wie ein Reichsland nach dem anderen von dem Alles verheerenden Feind gleichsam verschlungen wird, und sogar schadenfroh sehen einzelne Stände zu, wenn alle unermeßlichen Aufopferungen des Hauses Oesterreich aus Mangel an gehöriger Unterstützung vereitelt werden! 42


Trotz der erheblichen Meinungsverschiedenheiten stimmte der Reichstag am 13. Oktober dem kaiserlichen Antrag auf Erhöhung der Reichsarmatur auf das Quintuplum zu, und am 29. Oktober schon traf das Ratifikationsdekret des Kaisers vom 24. Oktober in Regensburg ein, wodurch der Beschluss des Reichstags Gesetzeskraft erlangte.43 Jedoch kam es nie zur Ausführung des Gesetzes, es wurden nie die bewilligten 200.000 Mann für das Reichsheer aufgeboten. Kriegsmüdigkeit und Friedenssehnsucht der deutschen Reichsstände traten im Gegenteil am selben Tag wieder deutlich zutage.44 Denn gleichzeitig mit der Zustimmung zum Quintuplum wurden am 13. Oktober aus Mainz auch andere Töne verlautbar, die nicht die Erhöhung des Reichskontingents anstrebten, sondern dem Frieden das Wort redete. Unter Einfluss seines Coadjutors45 Freiherr von Dalberg und des Mainzer Ministers Freiherr von Albini sowie der Preußen Hardenberg, Schulenburg und Möllendorff hatte der Kurfürst von Mainz, der Erzkanzler des Reiches, auf dem Reichstag Friedensverhandlungen beantragt.46


Unterstützt wurde Mainz hierin durch eine gemeinsame Initiative von Karl Friedrich Markgraf von Baden und Wilhelm IX. Landgraf von Hessen-Kassel, die Ende September bis Anfang Oktober zu einer Konferenz in Wilhelmsbad bei Hanau zusammengekommen waren, um über militärische Maßnahmen gegen Frankreich und einen Kampf gegen die Ideen der Revolution zu beraten. Ein neuer Fürstenbund gegen die äußeren Gefahren war das Ziel der beiden Fürsten. Ein Bundesheer und eine Landmiliz sollten gebildet werden. Die verfassungsmäßigen Institutionen des Reiches sah man dafür nicht mehr als ausreichend an. Der Kaiser lehnte diesen Plan in einem Schreiben an den Markgrafen von Baden vom 8. Dezember 1794 ab.


[…] es wäre das traurigste Bild von der deutschen Reichsverfassung, wenn […] reichsständische Pflicht der Kontingentsstellung erst durch einen freiwilligen Beitritt zu einem neuen Bunde erwirkt werden müsste. Aufs ernstliche und pflichtmäßige Wollen kommt es hier an; wo aber Egoismus, der Reichsverfassung entgegenstreitende Politik und hartes oder gleichgültiges Gefühl […] dies Wollen unterdrückt; da zweifeln Wir sehr, ob der vorgeschlagene neuere Verein eine günstighere Wirkung erzeugen würde. 47


Der Wunsch nach Frieden mit Frankreich, den Mainz äußerte, war seit dem Frühjahr 1794 im Reich stetig gewachsen. Schon am 14. April 1794 hatte Kurfürst Karl Theodor von Pfalzbayern gemahnt, bald Frieden zu schließen und das Reich vollkommen neutral zu halten.


Österreich war überrascht von diesem Antrag des Kurfürsten von Mainz, wollte es doch den Krieg mit Hilfe von England und Russland weiterführen. Am 24. Oktober begannen auf dem Reichstag die Beratungen über diesen Antrag, der bei den Reichstagsgesandten eine große Mehrheit fand, und von nahezu allen Reichsständen positiv beschieden wurde. Dieser Antrag wünschte den Status quo des Westfälischen Friedens von 1648 wiederherzustellen, da dieser das Reich unendlich glücklich gemacht habe. Dafür sollte die Republik in Frankreich anerkannt werden. Das neutrale Schweden sowie Dänemark sollten als Friedensvermittler auftreten, da beide auch Reichsstände waren, Schweden für Vorpommern und als Garantiemacht des Westfälischen Friedens und Dänemark für Holstein. Der kaiserliche Repräsentant in Regensburg Freiherr von Hügel wandte sich mit deutlichen Worten gegen diesen Antrag. Es sei die Pflicht des Kaisers die Notwendigkeit eines Friedensschlusses festzustellen und nicht ein einzelner Reichsstand, was verfassungswidrig sei. Ein einzelner Reichsstand kenne nicht die höheren politischen Verhältnisse. Der Antrag sei gestellt ohne Rücksicht auf das große Ganze, auf das gemeinsame Vaterland Deutschland.48 Durch den Mainzer Antrag auf Friedensverhandlungen und dessen breite Unterstützung im Reichstag verlor die am 29. Oktober in Regensburg eintreffende Ratifikation des Antrags auf Stellung des Quintuplums durch Kaiser Franz II. an Wirkungskraft, auch wenn dem Friedenswunsch des Reichstags aus Wien eine Abfuhr erteilt wurde. Fürst Colloredo schrieb dem Freiherrn von Hügel am 25. Oktober:


Des Kaisers Majestät könne es zwar leider nicht verwehren, wenn Muthlosigkeit die Vernunft ersticke und die Stände Friedensanträge verhandeln; aber die kaiserl. Regierung könne und müsse in diesem Augenblicke allgemeiner Entmuthigung mehr als je auf nachdrücklicher Fortsetzung der Kriegsrüstung zum künftigen Feldzuge bestehen; denn in einen ehrenvollen annehmbaren Frieden könne Deutschland und Oesterreich nur dann eingehen, wenn kein Franzose mehr auf deutschem Boden stünde! 49


In den Wochen, in denen die Reichsstände gegen den Kaiser Politik machten, den Krieg nicht mehr unterstützen wollten, sondern einem Frieden zugeneigt waren, schafften die Franzosen Tatsachen, indem sie von der französischen Nordgrenze stetig weiter nach Osten vormarschierten über die Sambre, die Maas, die Rur und die Erft bis zum Rhein, wo sie am 5. Oktober Köln einnahmen.


Am 22. Dezember 1794 beschloss der Reichstag in Regensburg einen Antrag von Kurmainz gegen die Ansicht Österreichs, den Kaiser aufzufordern, in Übereinstimmung mit dem preußischen König Friedensverhandlungen mit Frankreich einzuleiten. Während Österreich diesen Beschluss des Reichstags ignorierte, begann Preußen die Verhandlungen mit der französischen Republik.50 Wiederum war der Kurfürst von Mainz die Triebfeder für Verhandlungen mit Frankreich. 51


Beschleunigt wurde die Verständigung zwischen Frankreich und Preußen auch dadurch, dass Preußen seine Interessen in Polen gefährdet sah, wenn es weiterhin auch Krieg im Westen führte. Durch ein Ausscheiden aus dem Koalitionskrieg gegen die Republik Frankreich gewann Preußen im Osten größere Handlungsfreiheit. Der Grund, warum Preußen sein Augenmerk Anfang 1795 nochmals verstärkt auf den Osten richtete, war eine österreichisch-russische Annäherung, die in einem Geheimvertrag vom 3. Januar 1795 vereinbart worden war. Dieser wandte sich einerseits gegen das türkische Reich, andererseits aber auch gegen Preußen, dem man jedoch bei der Auflösung Polens ein Stück vom Kuchen zubilligen wollte.


Wie gesehen unterzeichneten in der Nacht vom 5. auf den 6. April 1795 die Vertreter der französischen Republik und des Königreichs Preußen François Barthélemy und Karl August von Hardenberg in Basel den Friedensvertrag zwischen ihren beiden Staaten.


Damit schied Preußen aus der Koalition gegen das revolutionäre Frankreich aus. Schon zuvor hatte sich das Großherzogtum Toskana von der Koalition gelöst, da man hier - zu Recht, wie sich ein Jahr später zeigen sollte - ein Vordringen der Franzosen nach Norditalien befürchtete. Holland war im Winter von der französischen Republik erobert und zur Batavischen Republik umgewandelt worden und war damit Bündnispartner Frankreichs. Großbritannien verblieb in der Koalition, da die Besetzung Belgiens durch die Franzosen seinem vitalen wirtschaftlichen Interesse widersprach. Auch Russland und Österreich führten den Krieg gegen die revolutionäre Republik weiter. Österreich suchte nach dem endgültigen Verlust Schlesiens an Preußen im Siebenjährigen Krieg Entschädigung in Europa. Auch der Verlust Belgiens an Frankreich verlangte nach Kompensation, weshalb für Wien kein Separatfrieden in Frage kam. In Polen konnte man sich schadlos halten bei der dritten polnischen Teilung im Teilungsvertrag mit Russland vom 3. Januar 1795, dem Preußen am 24. Oktober 1795 beitrat. Aber auch im Südosten im Osmanischen Reich und in Norditalien mit Venetien, selbst im Heiligen Römischen Reich sah man Kompensationsmöglichkeiten, vor allem in Bayern. Daran war besonders delikat, dass die Habsburger in Wien nach territorialem Zuwachs im Reich trachteten, obwohl sie seit Jahrhunderten den Kaiser des Heiligen Römischen Reiches stellten. Für den Erwerb eines Stücks von Polen hatten die Russen unter Katharina II. den Österreichern allerdings eine Bedingung gestellt: Sie sollten auf jeden Fall den Krieg gegen Frankreich weiterführen. So schloss der leitende Minister des Kaisers, Freiherr von Thugut, am 20. Mai 1795 einen Allianz- und Garantievertrag mit Großbritannien, dem am 28. September 1795 Katharina II. mit Russland beitrat.


Da auch Sardinien, Neapel und Portugal die alleinige preußische Friedensvermittlung mit Frankreich ablehnten sowie auch die meisten deutschen Reichsstände auf dem Reichstag zu Regensburg, blieb der preußische Weg ein Sonderweg. Diesem Weg schlossen sich nur Spanien und der Landgraf von Hessen-Kassel an.52


Durch die Zusicherung an Frankreich bezüglich des linksrheinischen Gebietes hatte Hardenberg während der Verhandlungen erreichen können, dass für ganz Norddeutschland nördlich und östlich einer noch zu ziehenden Demarkationslinie53 ein Status der Neutralität gelten sollte. Er hatte gehofft, auf diesem Wege für das ganze Deutsche Reich den Frieden vorbereiten zu können. 54


Zwar hatte Hardenberg nochmals versucht dem König von Preußen in den linksrheinischen Gebieten trotz französischer Besetzung die Zivilverwaltung zu sichern. Jedoch ließ sich der französische Unterhändler François Barthélemy darauf nicht ein.55


Die Truppen der Französischen Republik werden weiterhin den Teil der Länder des Königs besetzt halten, der auf dem linken Rheinufer liegt. Jede endgültige Regelung diese Provinzen betreffend wird bis zu einem allgemeinen Friedensschluss zwischen dem Deutschen Reich und Frankreich zurückgestellt.56


Zusammenfassend sollten die Franzosen laut Artikel 4 innerhalb von 14 Tagen nach der Ratifizierung des Vertrags die besetzten rechtsrheinischen Gebiete Preußens räumen. Kontributionen57 und alle anderen kriegsbedingten Leistungen sollten zwei Wochen nach Unterzeichnung eingestellt werden. In Artikel 5 wurde festgelegt, dass Frankreich die linksrheinischen Gebiete Preußens weiter besetzt hielt bis zu einem allgemeinen Friedensschluss mit dem Deutschen Reich. Artikel 7 bestimmte, dass der Krieg von Norddeutschland durch Maßnahmen der beiden Mächte ferngehalten und die Handelsfreiheit zwischen den beiden Mächten wiederhergestellt werden sollte. In Artikel 11 gewährte die französische Republik einen Waffenstillstand von 3 Monaten für die deutschen Staaten des rechten Rheinufers, für welche der König von Preußen sich einsetzte und die bereit waren durch dessen Fürsprache mit Frankreich in Verhandlung zu treten. Sachsen und Hessen-Kassel nahmen diese Fürsprache durch Preußen an.58


Neben den öffentlichen Artikeln des Friedensvertrags gab es auch eine nicht-öffentliche Verständigung beider Seiten über den gesamten Linksrhein. König Friedrich Wilhelm II. weigerte sich, die Preisgabe des Linksrheins in aller Öffentlichkeit zuzugestehen, das hätte Preußens Rolle als Friedensstifter im Deutschen Reich erschwert. Deshalb mussten dem eigentlichen öffentlichen Friedensvertrag noch geheime Artikel59 angefügt werden. Im Geheimartikel 2 hieß es dazu, dass sich die Französische Republik mit dem König von Preußen darüber verständigen wolle, wie die Abtretung der preußischen Gebiete auf dem linken Ufer des Rheins gegen eine von der französischen Republik garantierten Gebietsentschädigung erfolgen solle, wenn bei dem allgemeinen Friedensschluss zwischen Frankreich und dem Deutschen Reich das linke Rheinufer französisch bliebe, wovon natürlich von beiden Verhandlungspartnern ausgegangen wurde.60 Diese Formulierungen entsprachen den Anweisungen, die König Friedrich Wilhelm II. dem preußischen Unterhändler Hardenberg am 21. März gegeben hatte:


Die Abtretung (der linksrheinischen Besitzungen Preußens, Anm. d. Verf.) zugestanden und angenommen, dass bei dem allgemeinen Friedensschluss mit dem Deutschen Reich das linke Rheinufer bei Frankreich bliebe, scheint es, dass alle Hindernisse durch einen Geheimartikel beseitigt würden, der die Zusage enthielte, sich auf eine geeignete territoriale Entschädigung zu einigen, während in den Vertragstext eine Bestimmung eingefügt würde, wonach die französischen Truppen die oben genannten Provinzen weiterhin besetzen werden, wobei jede endgültige Vereinbarung bis zu diesem allgemeinen Friedensschluss verschoben wird.61


Im Klartext bedeutete das: Preußen durfte nicht ohne Zustimmung des Reiches diesen Gebietshandel mit Frankreich durchführen, aber die Bereitschaft zur Aufgabe seiner Länder auf preußischer Seite war da. Preußen war de facto von seiner ursprünglichen Absicht abgewichen und hatte den Franzosen und ihrem unbändigen Streben zu den natürlichen Grenzen nachgegeben.


Diese sogenannten natürlichen Grenzen hatte schon Kardinal Richelieu in seinem politischen Testament und in seinen Memoiren formuliert. Frankreich müsse seinen Einfluss bis zum Rhein ausdehnen; dieser Fluss stelle mit den Meeren, den Pyrenäen und den Alpen die natürlichen Grenzen Galliens dar.62 Ludwig XIV. betrieb ab 1667 mit dem Devolutionskrieg gegen die spanischen Niederlande und den Reunionskriegen gegen das Heilige Römische Reich eine aggressive Politik zur Erweiterung der Ost- und Nordostgrenze Frankreichs. Durch den Erwerb des Elsass und Straßburgs hatte er im Osten das Staatsgebiet bis zum Rhein erweitert.


1786 schrieb der aus Kleve stammende Baron Johann Baptist Cloots, dass der Rhein genau wie die Alpen, die Pyrenäen und das Meer eine natürliche Grenze Frankreichs darstelle: Dieser Fluss ist die natürliche Grenze der Gallier. Jedoch wurde der Rhein zunächst lediglich als provisorische Grenze in einer militärischen Auseinandersetzung betrachtet. Die schon bald eintretenden militärischen Erfolge weckten sehr schnell neue Begehrlichkeiten bezüglich der Grenzfrage Frankreichs. Die Nationalversammlung verkündete allerdings im Mai 1790 keine Eroberung zu planen, vielleicht um die Befürchtungen der europäischen Herrscher zu beschwichtigen.


Zu Beginn des Jahres 1792 – wenige Wochen vor der französischen Kriegserklärung an Österreich – tauchte die Idee der Rheingrenze erneut auf und fand immer mehr Anhänger. Der Außenminister Dumouriez forderte im Oktober 1792: Der Rhein sollte die einzige Grenze unseres Feldzugs sein. General Custine stellte im Dezember 1792 fest: Wenn der Rhein nicht die Grenze der Republik ist, wird sie untergehen.63 Am 31. Januar 1793 forderte Danton, der als Kommissar des Konvents in Belgien gewesen war, im Namen der belgischen Patrioten und des ganzen belgischen Volkes die Vereinigung Belgiens einschließlich des Gebietes um Aachen mit Frankreich. Die belgischen Städte jedoch hatten sich nahezu einmütig – außer Mons, Charleroi und Lüttich sowie das Bistum Lüttich - gegen eine Annexion Belgiens durch Frankreich ausgesprochen. Vor dem Nationalkonvent sagte Danton: Die Grenzen Frankreichs sind durch die Natur gekennzeichnet. Wir werden ihre vier Punkte erreichen, am Meer, am Rhein, in den Alpen, in den Pyrenäen [...].64


Dies bestätigte Lazare Carnot während einer Sitzung des Konvents am 14. Februar 1793:


Die alten und natürlichen Grenzen Frankreichs sind der Rhein, die Alpen und die Pyrenäen. Nur durch unrechtmäßige Inbesitznahme wurden die Teile zerstückelt. Nach den allgemeinen Regeln wäre es daher keine Ungerechtigkeit sie zurückzunehmen.65


In Basel und in Berlin hatten die preußischen Minister Wert auf Wahrung der eigenen lebenswichtigen Staatsinteressen gelegt, und diese Interessen Preußens lagen nicht am Rhein, sondern in Polen.


Durch das gegenseitige eifersüchtige Belauern der beiden deutschen Großmächte Österreich und Preußen hatten die Franzosen leichtes Spiel bei der Durchsetzung ihrer Forderungen.


Die Folgen des Friedens waren für Preußen vordergründig positiv, Finanzen und Wirtschaft konnten sich nun wieder erholen, und die dritte polnische Teilung brachte im Oktober weiteren Gebietszuwachs.


Mit der Unterzeichnung des Vertrags über die dritte polnische Teilung am 24. Oktober 1795 durch Preußen war die endgültige Auflösung des polnischen Staates besiegelt. Preußen erhielt Teile Litauens, Masowien und Warschau. Insgesamt hatte Russland bei den drei Teilungen mehr als die Hälfte der Fläche von Polen und fast die Hälfte dessen Einwohner zugeteilt bekommen.66 Es bleibt zu bemerken, dass der Minister Thugut selbstverständlich genauso das Interesse seines Staates Österreich über das Reichsinteresse stellte, und dass der österreichische Egoismus ebenso die französischen Erfolge begünstigt hatte.


Aber Preußen hatte mit seiner Beteiligung an der zweiten polnischen Teilung im Jahre 1793 und mit dem Abschluss des Sonderfriedens 1795 seine Verpflichtungen gegenüber dem Reich als erste der beiden Großmächte entscheidend verletzt und war so der moralisch Unterlegene im Dualismus mit Österreich. Die Spaltung des Reiches verschärfte sich.67
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Die Reaktionen in Europa auf diesen Vertrag fielen unterschiedlich aus. Isolation und Verachtung waren für Preußen das Resultat auf dem großen politischen Parkett dieses Sonderfriedens.


Rußland hatte im Osten diktiert, Frankreich und Österreich hatten ihre Macht im Westen und Süden bewiesen, England hatte sich durch neue Verträge an Österreich geknüpft. Eingeengt zwischen ihnen lag Preußen, verachtet von den Franzosen, verfeindet mit den Österreichern, verlassen von den Engländern und Russen, verfehdet mit dem Reich, vereinsamt und entmachtet, ein Opfer der Angst und des Kleinmutes, […]. Mit großen Hoffnungen war man 1792 ausgezogen. Ohne auch nur in einer einzigen offenen Feldschlacht besiegt zu sein, hatte der Staat seine schärfste Waffe zurückgezogen. Heer und Staatswesen befanden sich gleichermaßen in einem verhängnisvollen Niedergang. Die Spaltung des Reiches an der Demarkationslinie war das fatale Ergebnis dieser Politik der Resignation und der mangelnden Tatkraft.68
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